
 

AD\1080635DE.doc  PE571.444v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Ausschuss für internationalen Handel 
 

2015/2220(INI) 

10.12.2015 

ENTWURF EINER 
STELLUNGNAHME 

des Ausschusses für internationalen Handel 

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 

zur Umsetzung und Überarbeitung der Strategie der EU für Zentralasien 

(2015/2220(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: David Borrelli 

 



 

PE571.444v02-00 2/6 AD\1080635DE.doc 

DE 

PA_NonLeg 



 

AD\1080635DE.doc 3/6 PE571.444v02-00 

 DE 

VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. misst engeren strategischen Beziehungen zwischen der Region Zentralasien und der EU 

große Bedeutung bei und fordert eindringlich, die Handelsverbindungen und den Handel 

zwischen beiden Regionen auf der Grundlage der in den Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen verankerten gemeinsamen Werte zu vertiefen; weist darauf hin, 

dass die EU für die zentralasiatischen Länder der zweitgrößter Handelspartner ist; fordert, 

dass die EU sich für einen fairen und freien Handel, offene und diversifizierte soziale 

Marktwirtschaften, die WTO-Standards und die Grundsätze des internationalen Handels 

einsetzt; fordert, dass die EU angesichts des zunehmenden Einflusses Russlands und 

Chinas in der Region verstärkt die Initiative ergreifen muss; 

2. hält den Abschluss des vertieften Partnerschafts- und Kooperationsabkommens mit 

Kasachstan für wichtig und fordert die Kommission auf, die bilateralen Beziehungen mit 

anderen Ländern in der Region zu stärken; spricht sich nachdrücklich für einen 

umfassenden Ansatz aus, der nicht nur die Stärkung der handelspolitischen und 

wirtschaftlichen Beziehungen beinhaltet, sondern darüber hinaus auch einen intensiven 

Dialog über politische Rechte und Menschenrechte umfasst; bekräftigt seinen Standpunkt, 

dass die Fortschritte bei den Verhandlungen von den Fortschritten bei den politischen 

Reformen sowie der Achtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit abhängen; 

ist der Auffassung, dass diesbezüglich auch die Mitgliedschaft in der WTO ebenso wie die 

Mitgliedschaft in der IAO und anderen UN-Agenturen in dieser Hinsicht positiv sind, und 

fordert Usbekistan und Turkmenistan auf, dem Beispiel der anderen zentralasiatischen 

Staaten zu folgen; 

3. empfiehlt der Kommission, die politischen und diplomatischen Beziehungen zu 

Turkmenistan zu intensivieren, und plädiert für einen raschen Abschluss des 

Partnerschafts- und Kooperationsabkommens sowie die Einrichtung einer EU-Delegation 

in Aschgabat; 

4. unterstreicht, dass Zentralasien für die EU bei ihrem Bestreben, die Quellen ihrer 

Energieversorgung zu diversifizieren und ihre Energieversorgung sicherzustellen, ein 

strategischer Partner ist; ist der Auffassung, dass die künftige Strategie der EU für 

Zentralasien nicht nur den Bereich Energie im Blick haben, sondern auch Länder wie 

Aserbaidschan und Iran und sogar die Mongolei ins Visier nehmen sollte, zumal die EU 

damit nicht nur ihren Verpflichtungen zu nachhaltiger Entwicklung und zur Reduzierung 

der CO2-Emissionen nachkäme, sondern auch die Abhängigkeit von der Ausfuhr fossiler 

Brennstoffe und anderer natürlicher Ressourcen verringern und die Wirtschaft weiter 

diversifizieren könnte; weist mit Nachdruck darauf hin, dass die EU einen Beitrag dazu 

leisten sollte, Konflikte im Zusammenhang mit dem Kaspischen Meer zu lösen, damit 

dessen Energiepotenzial genutzt werden kann und der Bau neuer Energieinfrastrukturen 

zur Anbindung Zentralasiens an andere Regionen ermöglicht wird; 

5. ist der Auffassung, dass eine wirtschaftliche Diversifizierung in der Region einen 

Mehrwert schafft, nämlich bei der regionalen Entwicklung sowie bei Stabilität und 
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Sicherheit, wenn das soziale, das wirtschaftliche und das ökologische Gleichgewicht dabei 

berücksichtigt werden; hält es für unbedingt erforderlich, die Strukturen in den Bereichen 

Inlandsverkehr und Energie, insbesondere in den ländlichen Gebieten, zu modernisieren 

und nachhaltig auszubauen, den Zugang zum Hochgeschwindigkeitsbreitbandinternet zu 

verbessern und die Entwicklung der interregionalen Anbindung zu fördern; ist der 

Auffassung, dass ökologische Sanierung und nachhaltige Entwicklung im Zusammenhang 

mit der Entwicklung der Region gleich wichtig sein sollten, und weist darauf hin, wie 

wichtig der Handel zur Förderung dieser beiden Aspekte ist; spricht sich dafür aus, dass 

die EU sich noch starker für die Entwicklung erneuerbarer Energien, Energieeffizienz und 

Ressourcenbewirtschaftung in den Ländern Zentralasiens einsetzt und sie zur 

gegenseitigen grenzübergreifenden Zusammenarbeit anhält; 

6. weist darauf hin, dass ein erheblicher Mangel an hochqualifizierten Arbeitskräften in der 

Region besteht, was sich nachteilig auf die Wettbewerbsfähigkeit und die wirtschaftliche 

Entwicklung auswirkt und die Möglichkeiten für Auslandsinvestitionen einschränkt; 

fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten daher auf, mehr Gewicht darauf zu legen, 

dass die Hochschulreformen im Land Fortschritte machen, wobei die Bildung stärker auf 

den Arbeitsmarkt abgestimmt werden soll, und die Berufsausbildung, der Austausch 

zwischen Studierenden, Stipendien, sowie Schulungen und die Weitergabe von 

Fachwissen besonders berücksichtigt werden sollen, insbesondere in Bezug auf die 

jüngere Generation; weist mit Nachdruck darauf hin, dass Bildung und Ausbildung für 

den sozialen und demokratischen Fortschritt der Region Zentralasien und ihrer 

Bürgerinnen und Bürger ebenso von wesentlicher Bedeutung sind wie Investitionen und 

wirtschaftliche Entwicklung; ist der Auffassung, dass die Zusammenarbeit mit Europa in 

diesem Bereich im Rahmen eines zielgerichteten und bewährten Instruments wie etwa 

Erasmus Plus fortgeführt werden muss; 

7. begrüßt den Antrag Kirgisistans auf Anwendung des Allgemeinen Präferenzsystems 

(APS+) und wünscht, dass auch Tadschikistan und Usbekistan diesem Beispiel folgen 

können; 

8. ruft zu weiteren Anstrengungen auf, die Modernisierung der Wirtschaft dieser Länder zu 

unterstützen und ihnen dabei zu helfen, ein günstiges Umfeld für Auslandsinvestitionen zu 

schaffen, indem die Rechtstaatlichkeit sowie die Achtung der Menschenrechte, der 

Grundrechte und der Minderheitenrechte und die effiziente Inanspruchnahme der 

Nichterfüllungsklausel gestärkt, der Verwaltungsaufwand und die staatliche Einmischung 

in Unternehmen verringert werden, das Wirtschaftsklima verbessert wird, die Hemmnisse 

für den grenzübergreifenden Handel beseitig werden und das Justizsystem reformiert 

wird; hält es für unbedingt notwendig, dass die Eigentumsrechte und die 

Auslandsinvestitionen umfassend geschützt werden und die Korruption bekämpft wird, 

und qualifiziertes Personal ausgebildet wird; weist darauf hin, dass Korruption nach wie 

vor eines der wichtigsten Hemmnisse für Auslandsinvestitionen in der Region darstellt; 

9. begrüßt die Aufstockung der Makrofinanzhilfe und fordert, dass dieses Instrument nach 

stringenten Kriterien in Bezug auf Kosten-Nutzen-Analyse sowie auf der Grundlage 

präziser Folgenabschätzungen, die den Spillover-Auswirkungen auf die Empfängerländer 

Rechnung tragen, zum Einsatz gelangt; hebt unter Berücksichtigung der wichtigsten 

Punkte der Fortschrittsberichte hervor, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten sich an 

der Umsetzung der der EU-Hilfe beteiligen, damit diese mehr Wirkung und bessere 



 

AD\1080635DE.doc 5/6 PE571.444v02-00 

 DE 

Ergebnisse zeitigt; 

10. erkennt im Zusammenhang mit den Schlussfolgerungen der OECD die besondere 

Bedeutung von FDI-SME business linkage programmes – BLPs (Programme zur 

Vernetzung von KMU und ausländischen Direktinvestitionen) als Instrument zur 

Diversifizierung und zur Maximierung des Multiplikatoreffekts (Spillover) von 

Investitionen, da die zentralasiatischen Länder dadurch besser in der Lage sind, die 

ausländischen Direktinvestitionen enger in ihre heimischen Volkswirtschaften 

einzubinden, wodurch ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessert wird und sie Zugang zu 

internationalen Märkten, Finanzen, Technologie erhalten und Führungskompetenzen 

erwerben; fordert die Regierungen der zentralasiatischen Staaten daher auf, solche 

Programme auf den Weg zu bringen und die bereits an bestehenden 

Vernetzungsprogrammen Beteiligten noch stärker einzubeziehen; weist darauf hin, dass 

zusätzliche Maßnahmen eingeführt werden müssen, wie zum Beispiel die Bereitstellung 

von Schulungsprogrammen, mit denen KMU die Fertigkeiten ihrer Mitarbeiter verbessern 

können, oder bei der Einhaltung international anerkannter Qualitätsstandards unterstützt 

werden, wenn gewährleistet werden soll, dass die Produktion vor Ort den internationalen 

Qualitätsstandards genügt; 

11. ist der Auffassung, dass die EU in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten zwar 

weiterhin die spezifische regionale Integration sowie vertrauensschaffende Maßnahmen 

fördern sollte, gleichzeitig jedoch die positiven Maßnahmen der einzelnen 

zentralasiatischen Länder oder Gruppen von Ländern durch eine verstärkte 

Zusammenarbeit belohnen sollte; ist der Auffassung, dass die Maßnahmen der EU auf den 

Bedarf und die Besonderheiten der einzelnen Länder ausgerichtet sein und diesen 

Rechnung tragen sollten; hält es für dringend notwendig, dass der politische Dialog 

intensiver geführt wird und vertrauensschaffende Maßnahmen zwischen den einzelnen 

Staaten in der Region gefördert werden; 

12. erkennt an, dass die Zusammenarbeit Usbekistans mit der IAO gute Fortschritte macht, 

und dass ebenfalls Fortschritte bei der Frage der systematischen Kinderarbeit erzielt 

wurden; stellt jedoch fest, dass es erwiesenermaßen noch Raum für Verbesserungen gibt, 

etwa bei der Zwangsarbeit, sowie was die Frage betrifft, dass nichtstaatliche 

Menschenrechtsgruppen und Gruppen, die sich für Arbeitnehmerrechte einsetzen, 

eingeschüchtert werden und Druck auf sie ausgeübt wird, was zum Beispiel bei der 

Baumwollernte 2015 der Fall war, als die Ernte überwacht wurde; 

13. weist darauf hin, dass das Parlament beschlossen hat, seine Zustimmung zu dem 

Protokoll zum Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zur Ausweitung des 

Abkommens über den bilateralen Handel mit Textilwaren erst dann zu erteilen, wenn 

bestätigt wird, dass konkrete Reformen durchgeführt und substanzielle Ergebnisse erzielt 

wurden, damit Zwangsarbeit und Kinderarbeit in Usbekistan definitiv abgeschafft 

werden; 



 

PE571.444v02-00 6/6 AD\1080635DE.doc 

DE 

ERGEBNIS DER  
SCHLUSSABSTIMMUNG IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS  

 

 

Datum der Annahme 10.12.2015 

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

34 

0 

2 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Maria Arena, David Borrelli, David Campbell Bannerman, Daniel 

Caspary, Santiago Fisas Ayxelà, Karoline Graswander-Hainz, Ska 

Keller, Jude Kirton-Darling, Gabrielius Landsbergis, Bernd Lange, 

Emmanuel Maurel, Emma McClarkin, Artis Pabriks, Godelieve 

Quisthoudt-Rowohl, Viviane Reding, Inmaculada Rodríguez-Piñero 

Fernández, Marietje Schaake, Helmut Scholz, Adam Szejnfeld, 

Hannu Takkula, Iuliu Winkler 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter 

Klaus Buchner, Dita Charanzová, Nicola Danti, Sander Loones, Lola 

Sánchez Caldentey, Ramon Tremosa i Balcells, Marita Ulvskog, Wim 

van de Camp, Jarosław Wałęsa 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 200 Abs. 2) 

Edward Czesak, Eleonora Evi, Maurice Ponga, Dario Tamburrano, 

Derek Vaughan, Flavio Zanonato 

 


